
Politische Bildung und Europa 
 

 

 
 
 

1 
Veröffentlicht am 13.09.2023  

auf https://transfer-politische-bildung.de/transfermaterial/veroeffentlichungen 

Politische Bildung und Europa 
 

Politische Bildung in Deutschland „europäischer“ denken 

Annabell Brosi, Transfer für Bildung e.V. / Fachstelle politische Bildung – Transversalen  

Im Artikel wird analysiert, welchen Einfluss die Europäische Union (EU) und der Europarat (CoE) auf 

politische Bildung in Deutschland haben. Neben einer Klärung der (Rechts-)Verbindlichkeiten von EU 

und Europarat werden bildungs- und jugendpolitische Entwicklungen sowie zentrale Begrifflichkeiten 

im europäischen Bildungsraum erläutert. Da politische Bildung in unterschiedlichen Praxisfeldern 

formaler und nonformaler Bildung stattfindet und damit unterschiedlichen Politikressorts zugeordnet 

ist, werden die Einflüsse von EU und Europarat separat für die Praxisfelder Schule, Youth Work und 

Erwachsenenbildung beschrieben. Ein Fazit rundet den Artikel ab. 

Europabildung, das Lernen über Europa, ist elementarer Bestandteil schulischer und 

außerschulischer politischer Bildung. Zu den Themen zählen zum Beispiel die Bedeutung 

europäischer Politik für Deutschland, die Vermittlung europäischer Werte, kultureller und 

sprachlicher Vielfalt, die Institutionen der EU und des Europarats oder europäische Austausch- und 

Begegnungsprojekte. Bereits 1978 veröffentlichte die Kultusministerkonferenz (KMK) die Empfehlung 

„Europa im Unterricht“ (Kultusministerkonferenz 1978/2020), mit der erstmals Elemente und 

Leitlinien des europäischen Bildungsauftrages der Schule dargelegt wurden. In Europahäusern und 

europäischen Bildungsstätten sind die Themen Europa sowie internationale Begegnungen und 

Zusammenarbeit Schwerpunkte der Bildungsarbeit. EU-Programme wie Erasmus+1 oder CERV 

(Citizens, Equality, Rights and Values)2 sollen europäischen Zusammenhalt und europäische Identität 

stärken und fördern den europäischen Austausch in unterschiedlichen Bildungsbereichen (Schule, 

Jugend, Hochschule, berufliche Bildung, Sport, kulturelle Bildung etc.).  

Wie die Europäische Union und der Europarat politische Bildung beeinflussen, z.B. durch 

Strategiepapiere, Leitlinien, Förderprogramme oder Gesetze, wird in Deutschland in der 

Wissenschaft und im Fachdiskurs zur politischen Bildung jedoch eher selten umfassend thematisiert 

und diskutiert. Das verwundert, denn bildungs- und jugendpolitische Entwicklungen in Europa haben 

erheblichen Einfluss auf die nationale Politik, d.h. „auch auf jene, die politische Bildung in 

Deutschland betrifft. Bildungspolitische Veränderungen wie der Bologna-Prozess der Hochschulen, 

die Erstellung eines Nationalen Qualifikationsrahmens oder die Anerkennung nicht-formalen und 

informellen Lernens sind der europäischen Politikentwicklung geschuldet. Jugendpolitische 

Entwicklungen wie die Förderung eines sogenannten Strukturierten Dialogs zwischen Jugend und 

Politik oder die Erarbeitung einer ‚Eigenständigen Jugendpolitik‘ sind nicht zuletzt Folgen der 

jugendpolitischen Zusammenarbeit auf europäischer Ebene“ (Becker 2012: 21-22).  

                                                           

1https://www.erasmusplus.de 
2https://www.kontaktstelle-cerv.de 

https://transfer-politische-bildung.de/transfermaterial/veroeffentlichungen
https://www.erasmusplus.de/
https://www.kontaktstelle-cerv.de/


Politische Bildung und Europa 
 

 

 
 
 

2 
Veröffentlicht am 13.09.2023  

auf https://transfer-politische-bildung.de/transfermaterial/veroeffentlichungen 

Möchte man diesen Einflüssen und Wirkungen differenziert nachgehen, ist es ratsam, die 

Praxisfelder, in denen politische Bildung stattfindet, zu unterscheiden. Dies ist der Tatsache 

geschuldet, dass verschiedene Politikressorts, wie Jugendpolitik, Weiterbildungspolitik, Sozialpolitik, 

Bildungspolitik etc., unterschiedliche Gesetze, Leitlinien und Förderprogramme für verschiedene 

pädagogische Praxisfelder erarbeiten und umsetzen. In diesem Artikel werden die Beziehungen 

zwischen politischer Bildung und europäischen Institutionen deshalb getrennt nach Praxisfeldern– 

Schule, Youth Work, Erwachsenenbildung – betrachtet. Zudem wird zwischen EU und Europarat 

unterschieden. 

(Rechts-)Verbindlichkeiten der Europäischen Union 

Die Rechtsgrundlage der Europäischen Union ist der so genannte Vertrag von Maastricht 

(1992/1993) der inzwischen mehrfach verändert wurde (konsolidierte Fassung von 2016). Wer EU-

Mitglied werden möchte, muss bestimmte Voraussetzungen erfüllen, um einen Mitgliedsantrag 

stellen zu können, und durchläuft ein komplexes Aufnahmeverfahren. Die EU ist eine Rechts-,  

Werte-, Wirtschafts- und Solidargemeinschaft mit gesetzgeberischen Kompetenzen. Mitglieder der 

EU „haben einen Teil ihrer nationalen Souveränität an die EU abgetreten. Die Organe der EU nehmen 

ihre Aufgaben im Rahmen eines klar festgelegten rechtlichen Gefüges wahr“ (Bundesregierung 

2014). Ein großer Teil des EU-Rechts und der EU-Politik richtet sich nach dem Subsidiaritätsprinzip. 

Demnach ist „ein Tätigwerden der Union […] ausgeschlossen, wenn eine Angelegenheit auf 

nationaler, regionaler oder lokaler Ebene durch die Mitgliedstaaten selbst effizient geregelt werden 

kann“ (EU 2023: 2).  

Aufgrund dieses Prinzips kann die EU in Bildungs- und Jugendfragen keine oder kaum Gesetze 

erlassen, sondern nimmt über politische Strategie- und Leitpapiere sowie Förderprogramme Einfluss. 

Bildungsforscher Hermann J. Abs unterscheidet zwischen vier Handlungsressourcen, die der EU und 

dem Europarat in Bildungsangelegenheiten zur Verfügung stehen und auch auf jugendpolitische 

Fragen zutreffen: (1) Netzwerkbildung, (2) die legitimierte Autorität, Vereinbarungen auszuarbeiten 

und zu veröffentlichen, (3) eine starke Finanzkraft, mit der bestimmte Ziele umgesetzt werden 

können sowie (4) eine auf Hierarchie basierende Organisation, die eine geregelte und fachliche 

Zusammenarbeit garantiert (vgl. Abs 2021: 330). Das Zusammenspiel aller vier Ressourcen führt 

dazu, dass die Europäische Union trotz eingeschränkter Gesetzgebungskompetenz in bildungs- und 

jugendpolitischen Fragen teils starken Einfluss auf Begriffe, Konzepte, Ziele und Umsetzung nimmt.  

Mithilfe von Rechtsakten werden Ziele von EU-Verträgen umgesetzt. Sie unterscheiden sich jedoch 

nach ihrer Verbindlichkeit und darin, ob sie für alle oder nur bestimmte EU-Mitgliedsländer gelten. 

Für alle EU-Mitgliedstaaten verbindlich sind (siehe dazu auch Europäische Union3): 

 Richtlinien (Rahmengesetze der EU, die von den Mitgliedstaaten innerhalb einer gesetzten 

Frist in nationales Recht umgesetzt werden müssen) 

 Verordnungen (EU-Gesetze, die sofort für alle Mitgliedstaaten gelten) 

                                                           

3https://european-union.europa.eu/institutions-law-budget/law/types-legislation_de  

https://transfer-politische-bildung.de/transfermaterial/veroeffentlichungen
https://european-union.europa.eu/institutions-law-budget/law/types-legislation_de


Politische Bildung und Europa 
 

 

 
 
 

3 
Veröffentlicht am 13.09.2023  

auf https://transfer-politische-bildung.de/transfermaterial/veroeffentlichungen 

 Beschlüsse (nur für diejenigen verbindlich, an die sie sich richten) 

Nicht verbindlich sind: 

 Empfehlungen (Äußerung von Ansichten, Maßnahmenvorschläge) 

 Schlussfolgerungen, Entschließungen, Erklärungen (Dokumente, in denen ein politischer 

Standpunkt zu einem Thema im Zusammenhang mit den Tätigkeitsbereichen der EU zum 

Ausdruck gebracht wird) 

 Stellungnahmen (EU-Organe können zu einem bestimmten Sachverhalt Stellungnahmen 

veröffentlichen) 

Für politische Bildung besonders relevant sind die Politikressorts allgemeine und berufliche Bildung 

sowie Jugend. Zu ersteren gehören die Bereiche frühkindliche Betreuung, Bildung und Erziehung, 

Schule, berufliche Aus- und Weiterbildung, Hochschule sowie Erwachsenenbildung. Jugend umfasst 

u.a. die Bereiche Jugendarbeit, Jugendvereins-/Jugendverbandsarbeit, Jugendsozialarbeit, 

Jugendbegegnungen (auf europäischer Ebene zusammengefasst als Youth Work) und insgesamt die 

Beteiligung junger Menschen am demokratischen Leben (Weiteres unter EU-Jugendstrategie).  

Laut Artikel 6 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (EU 2012) ist die EU für die 

Durchführung von Maßnahmen zur Unterstützung, Koordinierung oder Ergänzung der Maßnahmen 

der Mitgliedstaaten zuständig. In Artikel 165, Absatz 1 ist die Rolle der EU in den zuvor genannten 

Politikressorts und ihren zugehörigen Bereichen festgelegt: 

„(1) Die Union trägt zur Entwicklung einer qualitativ hoch stehenden Bildung dadurch bei, 
dass sie die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten fördert und die Tätigkeit der 
Mitgliedstaaten unter strikter Beachtung der Verantwortung der Mitgliedstaaten für die 
Lehrinhalte und die Gestaltung des Bildungssystems sowie der Vielfalt ihrer Kulturen und 
Sprachen erforderlichenfalls unterstützt und ergänzt.. […] (2) Die Tätigkeit der Union hat 
folgende Ziele: […] Förderung des Ausbaus des Jugendaustauschs und des Austauschs 
sozialpädagogischer Betreuer und verstärkte Beteiligung der Jugendlichen am 
demokratischen Leben in Europa.“ 

Dabei wird durch das Subsidiaritätsprinzip die Souveränität der einzelnen Länder gewahrt, die EU hat 

vor allem eine vernetzende und unterstützende Rolle. So werden in den Bereichen Bildung und 

Jugend gemeinsame Empfehlungen verfasst und Fördermaßnahmen erlassen. Diese ermöglichen u.a. 

die Schaffung von Austausch- und Informationsnetzwerken zur Stärkung der Vernetzung und 

Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten, deren Bildungseinrichtungen und -organisationen, 

Fachkräften und jungen Menschen, und damit den Aufbau eines gemeinsamen Diskursraums über 

Fragen der Schul- und Hochschulbildung, der Weiterbildung und in Jugendangelegenheiten.  

(Rechts-)Verbindlichkeiten des Europarats 

Der Europarat hat mit 46 Mitgliedstaaten wesentlich mehr Mitglieder als die EU (27 Mitgliedstaaten). 

Der Europarat erlässt keine Gesetze, sondern organisiert Verabredungen und gibt Impulse. Zur 

Aufnahme in den Europarat müssen seine Satzung (Europarat 1949) und die Europäische 

Menschenrechtskonvention (Europarat / Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte 1949/2021) 

anerkannt und unterschrieben werden. Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte in 

https://transfer-politische-bildung.de/transfermaterial/veroeffentlichungen
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Straßburg überwacht die Einhaltung der Konvention. Daneben werden im Europarat 

Übereinkommen und Resolutionen ausgehandelt, die allerdings nicht verpflichtend sind, d.h., der 

Europarat hat „weder die Möglichkeit […], Beschlüsse zu fassen, welche die Mitgliedstaaten 

unmittelbar verpflichten, noch Entscheidungen zu treffen, die unmittelbar im innerstaatlichen 

Bereich der Mitgliedstaaten wirksam sind“ (Deutscher Bundestag 2018). Im Europarat verhandelte 

Übereinkommen stellen „keine Akte der Organisation dar. Sie verdanken ihre Existenz allein der 

Zustimmung derjenigen Staaten, die Vertragsparteien werden und ihren Bindungswillen unter 

anderem durch Zeichnung und Ratifikation ausdrücken.“4  

Obwohl der Europarat keine Gesetze erlassen kann, haben seine Resolutionen (Erklärungen), 

Chartas, Positions- oder Empfehlungspapiere sowie (Förder-)Programme starken normativen und 

häufig auch strukturgebenden Einfluss auf nationale Bildungspolitik. Beispiele sind die „Europarats-

Charta zur politischen Bildung und Menschenrechtsbildung“ (Europarat 2010), das Kompetenzmodell 

für eine demokratische Kultur (Europarat 2018) sowie der Jugendbereich des Europarats (Europarat 

2020), bei dem der Schwerpunkt auf Jugendarbeit und aktives Engagement junger Menschen für 

Menschenrechte und Demokratie liegt und der aktiv gefördert wird. Bildung, Demokratieförderung 

und politische Bildung sind zentrale Themen des Europarats, der sich in diesen Bereichen immer 

wieder durch Beschlüsse und Programme engagiert.  

Europäischer Bildungsraum 

Mit der sogenannten Lissabon-Strategie5 (2000-2010) unternahm die EU den ersten großen Anlauf, 

um einen gemeinsamen europäischen Bildungsraum zu schaffen. Angestrebt wurden u.a. die 

Erhöhung der Qualität der Bildungssysteme, die Erleichterung des Zugangs zu allgemeiner und 

beruflicher Bildung für Bürger*innen sowie Offenheit und Transparenz der einzelnen 

Bildungssysteme – nicht nur europaweit, sondern international (vgl. Möhle 2020: 169).  

Ebenso wegweisend für die europäische Bildungspolitik war das im gleichen Jahr erschienene 

Memorandum über Lebenslanges Lernen (Kommission der Europäischen Gemeinschaften 2000). 

Aufgrund des gesellschaftlichen Wandels hin zu einer (digitalen) Wissens- und 

Dienstleistungsgesellschaft sei zukünftig die Fähigkeit der Menschen wichtig  

„Wissen zu produzieren und dieses Wissen effektiv und intelligent zu nutzen, und dies unter 
sich ständig verändernden Rahmenbedingungen. Wollen sie diese Fähigkeit voll entwickeln, 
müssen die Menschen bereit und in der Lage sein, ihr Leben selbst in die Hand zu nehmen 
und – kurz gesagt – aktive Staatsbürger zu werden. Lebenslange Aus- und Weiterbildung ist 
für alle der beste Weg, um den Herausforderungen des Wandels zu begegnen.“ (Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften 2000: 8) 

Ab den 2000er-Jahren kann man damit von einer bildungspolitischen Neuorientierung im 

europäischen Raum sprechen, auch, weil sich die EU-Mitgliedstaaten darauf einigten, im 

Bildungsbereich zusammenzuarbeiten und „nationale Bildungssysteme leistungsfähiger und 

                                                           

4https://www.coe.int/de/web/conventions/about-treaties  
5https://www.europarl.europa.eu/summits/lis1_de.htm  

https://transfer-politische-bildung.de/transfermaterial/veroeffentlichungen
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vergleichbarer zu machen“ (Becker 2009: 369). Die angestoßene Bildungsdiskussion ist demzufolge 

„vor allem bestimmt von der Frage nach dem ökonomischen Bildungsnutzen. Diese Frage wird 

vorrangig im Hinblick auf den Nutzen für Staat und Gemeinwesen gestellt, so die Frage nach dem 

Verhältnis von staatlichen Bildungsausgaben und Ertrag oder nach den Wirkungen besserer 

Bildungsabschlüsse auf die Volksökonomie“ (Becker 2006: 34).  

Dies wurde und wird stark kritisiert. Hauptkritikpunkte sind „die Engführung von Bildung als 

Qualifizierung von Arbeitskraft, deren Anforderungen maßgeblich von Unternehmen und ihren 

Verbänden bestimmt werden, […] die Steuerung der Bildungspolitik mittels marktwirtschaftlicher 

oder marktähnlicher Instrumente und […] die Liberalisierung des Bildungssektors zur Schaffung eines 

neuen globalen Wachstumsmarktes“ (Ptak 2010: 101). Erreicht werden sollte die Vergleichbarkeit 

der Bildungssysteme und -leistungen, unter anderem „durch die Einführung eines europäischen 

Referenzrahmens“6 (Becker 2009: 369). Die EU machte es sich zur Aufgabe, Bildung als 

allumfassenden und lebenslangen Prozess zu fördern und anzuregen, um die Beschäftigungsrate und 

wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit zu erhöhen sowie die aktive Staatsbürgerschaft der 

Bürger*innen zu stärken. Das Herausstellen der aktiven Staatsbürgerschaft bzw. Active Citizenship als 

Ziel von Bildung hatte Einfluss auf Kompetenzbeschreibungen und Bildungskonzepte im Sinne von 

Active Citizenship Education (Weiteres unter Unterschiedliche Begrifflichkeiten). Gerade für politische 

Bildung, „die ihrem Selbstverständnis nach auf einer kritischen Gesellschaftsanalyse basiert und die 

Fragen nach Macht und Ohnmacht, nach Teilhabe und Ausgrenzung, nach Armut, Reichtum und 

Verteilungsgerechtigkeit in den Mittelpunkt stellt, sollte man zunächst vermuten, dass sie sich diesen 

ökonomischen Transformationsprozessen entgegenstellt und damit ihrem Kernauftrag – 

Kritikfähigkeit – gerecht wird“ (Ballhausen 2019: 14). Der Einfluss und die Auswirkungen dieser 

bildungspolitischen Neuorientierung sind jedoch nach wie vor stark – auch auf Strukturen und Praxis 

politischer Bildung. 

Auch in der Jugendpolitik gab es ab den 2000er-Jahren Veränderungen und das Bestreben, 

europaweit zusammenzuarbeiten. Den Anfang machte das „Weißbuch Jugend“, vorgelegt von der 

Europäischen Kommission, mit der die „Offene Methode der Konsolidierung“ (OMK) übernommen 

wurde, die Koordinierung von politischen Entscheidungen zwischen den Regierungen der EU-

Mitgliedstaaten: 

„The priority of the White Paper quickly became to promote active citizenship among young 
people […]. The White Paper also set out a framework of co-coperation: the open method of 
co-cordination was adapted to the youth sector.“ (Mairesse 2009: 14) 

Mit dem Weißbuch legte die EU den Grundstein für eine neue, umfassendere Jugendpolitik, in der 

diese von nun an „ungeachtet der nationalen und regionalen Zuständigkeiten in der tatsächlichen 

Ausgestaltung auch als europäisches Thema begriffen“ (AGJ 2002: 1) wird. Im Laufe der 

darauffolgenden Jahre wurde das Thema Jugend mithilfe von Papieren, Förderprogrammen und 

Partnerschaften weiter gestärkt, aktuell beispielsweise über die EU-Jugendstrategie (2019-2027) 

                                                           

6Siehe Europäischer Qualifikationsrahmens (EQR): https://europa.eu/europass/de/europass-tools/europaeischer-

qualifikationsrahmen 
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(siehe Rat der Europäischen Union 2018a), die Europäische Jugendarbeitsagenda (siehe Rat der 

Europäischen Union 2020) und die kontinuierliche Weiterführung von Erasmus+ Jugend. Seit 2010 

fanden außerdem drei sogenannte European Youth Work Conventions statt, deren Ziele u.a. der 

europäische Fachaustausch im Bereich Youth Work, Vernetzung und Verständigung über 

pädagogische Konzepte, Strukturen, Methoden und Ziele waren sowie die Schaffung eines 

gemeinsamen, europäischen Verständnisses von Jugendarbeit. Aktuelle Herausforderungen, 

Interessen und Bedürfnisse der Jugendlichen sowie der Einfluss von gesellschaftspolitischen Themen 

auf Jugendarbeit spielten ebenso eine Rolle. Die Europäische Jugendarbeitsagenda / European Youth 

Work Agenda wurde Ende 2020 von der EU beschlossen und soll ein gemeinsames Verständnis von 

Jugendarbeit in Europa fördern. Die dritte Youth Work Convention im Dezember 2020 in Bonn 

markierte den Beginn der praktischen Umsetzung dieser Agenda, den anschließenden sogenannten 

Bonn-Prozess. Die unterschiedlichen Bedarfe aller Zielgruppen in der Jugendarbeit sollen sichtbar 

gemacht und die Jugendarbeit im Interesse der jungen Menschen in Europa weiterentwickelt 

werden.7 Beim Thema Jugend und Jugendarbeit arbeiten EU und Europarat eng zusammen und 

unterhalten eine Jugendpartnerschaft, die sogenannte EU-CoE Youth Partnership. Ziel ist die 

Förderung des gesamten Jugendbereichs (Bildung, Politik etc.), u.a. durch Synergien zwischen 

Programmen. 

Unterschiedliche Begrifflichkeiten 

Zentrale Begriffe im europäischen Bildungsraum, wie „Citizenship“, sind mit internationalen 

Diskursen und verschiedenen politischen Papieren und Förderprogrammen von EU und Europarat 

verbunden. EU und Europarat haben sich dabei gegenseitig beeinflusst und Begriffe voneinander 

übernommen. So war es der Europarat, der Ende der 1990er-/Anfang der 2000er-Jahre das Thema 

Citizenship Education vorangetrieben hat und 2005 zum „European Year of Citizenship through 

Education“ unter dem Motto „Learning and living democracy – the way forward “8 ausrief. Ziele 

waren die Förderung eines länderübergreifenden Austauschs von Fachkräften über verschiedene 

Fachkonzepte und Methoden zu Citizenship Education sowie die Sensibilisierung der europäischen 

Öffentlichkeit für Fragen demokratischer Staatsbürgerschaft (siehe Birzea/Losito/Veldhuis 2005: 2). 

Der Schwerpunkt des „European Year of Citizenship through Education“ lag vor allem auf schulischer 

Bildung. In Deutschland wurde die Leitidee in der schulischen Debatte häufig mit Demokratie-Lernen 

oder Demokratiebildung übersetzt (siehe Himmelmann 2008: 68).  

Im nonformalen Bereich setzte sich, wie auch beim Europarat, der Begriff „education for democratic 

citizenship“9 als Synonym für politische Bildung durch, was 2010 in der „Europarats-Charta zur 

politischen Bildung und Menschenrechtsbildung“ mündete. Citizenship Education (im Unterschied zu 

Democratic Citizenship Education) hingegen ist ein relativ breites Konzept, das sich an 

unterschiedlichen „Wissenschaftsdisziplinen, allgemeinen Bildungsrahmen, -zielen und -vorgaben, an 

                                                           

7Siehe Abschlusserklärung https://www.bonn-

process.net/downloads/publications/3/17647419d86850b674a4fb941466b6ce/DE_3rd%20EYWC_final%20Declaration.pdf 
8https://rm.coe.int/CoERMPublicCommonSearchServices/DisplayDCTMContent?documentId=09000016802f9338 
9https://www.coe.int/en/web/edc/what-is-edc/hre 
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(ethischen) Werten und Vorstellungen, am Demokratieverständnis, an Verhaltenszielen und 

Handlungsbefähigung, an Ansätzen zum sozialen Lernen, am alltäglichen zivilgesellschaftlichen oder 

politischen Engagement usw.“ (Dürr 2011: 14) orientieren kann. Ein weiterer bekannter Begriff ist 

Active Citizenship Education (siehe Brixius 2010). Im „Memorandum über Lebenslanges Lernen“ 

(2000) wird die „Förderung der aktiven Staatsbürgerschaft“ als Ziel lebenslangen Lernens genannt: 

„Bei der aktiven Staatsbürgerschaft geht es darum, ob und wie die Menschen in allen 
Bereichen des sozialen und wirtschaftlichen Lebens teilhaben, es geht um die damit 
verbundenen Chancen und Risiken, und um die Frage, inwieweit sie das Gefühl entwickeln, 
zu der Gesellschaft, in der sie leben, dazuzugehören und ein Mitspracherecht zu haben.“ 
(Kommission der Europäischen Gemeinschaften 2000: 6) 

Aktive Bürgerschaft wurde auch im „Weißbuch der Europäischen Kommission – Neuer Schwung für 

die Jugend Europas“ aufgenommen: 

„Auf der lokalen Ebene, auf der die Jugendlichen die durch ihr persönliches Engagement 
erzielten Ergebnisse konkret beurteilen können, kann eine aktive Staatsbürgerschaft erlernt 
werden. Durch die Teilnahme am Leben der Schule, des Stadtviertels, der Gemeinde oder 
eines Vereins sammeln die Jugendlichen Erfahrungen und gewinnen das nötige 
Selbstvertrauen, um sich jetzt oder später in das öffentliche Leben bis hin zur europäischen 
Ebene einzubringen. Indem sie sich bei sozialen Aktivitäten engagieren, die allen ohne 
Diskriminierung welcher Art auch immer offen stehen, tragen die Jugendlichen zu einer 
solidarischeren Gesellschaft bei und nehmen ihre Pflichten als Staatsbürger wahr.“ 
(Kommission der Europäischen Gemeinschaften 2001: 5) 

Aktive Staatsbürgerschaft kann diesen beiden Dokumenten nach als politische und soziale 

Partizipation bzw. Teilhabe verstanden werden, die der aktiven Wahrnehmung bürgerlicher Pflichten 

gleichkommt und mit der Entwicklung eines Zugehörigkeitsgefühls zur Gesellschaft einhergeht. 

Bildung für aktive Staatsbürgerschaft bzw. Active Citizenship Education hat das Ziel, diese zu fördern. 

Auch wenn in beiden Fällen der Begriff politische Bildung nicht auftaucht, wurde die Bedeutung einer 

europäischen Forderung nach und Förderung von aktiver Staatsbürgerschaft durch Bildung von 

einigen Akteur*innen der politischen Bildung in Deutschland durchaus diskutiert, als europäisches 

Äquivalent zu politischer Bildung in Deutschland verstanden und in ihre Arbeit integriert. Inzwischen 

wurden diese Ansätze auch auf europäischer Ebene weiter bearbeitet, was sich u.a. in der 

europäischen Diskussion zu Critical Youth Citizenship (Ohana 2020) zeigt (siehe Von Active 

Citizenship zu Critical Youth Citizenship).  

Diese Beispiele zeigen, wie und wo in politisch-strategischen Vorhaben und Dokumenten von 

Europarat und EU bestimmte Begriffe Eingang in den deutschen Fachdiskurs fanden und damit 

politische Bildung in Deutschland beeinflussten. 

In der 2020 erschienenen Erklärung „A Watershed Year for Citizenship Education in Europe– NECE 

Declaration“10 des europäischen Netzwerks NECE – Networking European Citizenship Education wird 

zwischen Citizenship Education und European Citizenship Education – was mit europapolitischer 

                                                           

10https://www.nece.eu/wp-content/uploads/2020/12/NECE_declaration.pdf 
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Bildung übersetzt werden kann – unterschieden. Während Ersteres mittlerweile ein politisches, 

international bekanntes und genutztes allgemeines Bildungskonzept ist, liegt der Fokus bei Letzterem 

auf der Vermittlung von Wissen und politischer Handlungskompetenz im Kontext europäischer 

Politik.  

Zuletzt sei noch der Begriff Civic Education genannt, der mittlerweile oft, und teilweise auch 

synonym, zu den zuvor genannten Begriffen, verwendet wird. Civic Education wurde nicht von EU 

oder Europarat geprägt, sondern kommt aus dem angelsächsischen Raum (vgl. Frank 2005: 1). Civic 

Education „heißt wörtlich übersetzt zivilgesellschaftliche Bildung oder auch Bürger/-innenbildung“ 

(ebd.). „Das Konzept der Zivilgesellschaft, das in diesen Ländern aus historischen Gründen sehr stark 

entwickelt ist, spiegelt sich im Begriff selbst wider. Trotz vieler Ähnlichkeiten hängt jede ‚civic 

education‘ als Aufgabe staatlicher Institutionen in ihrer Art, Zielsetzung und ihren Methoden immer 

auch vom jeweiligen gesellschaftlichen Kontext, der Geschichte des entsprechenden Staates, 

politischen Machtverhältnissen und der wissenschaftlichen Theorie und Praxis in den Politik- und 

Erziehungswissenschaften ab“ (ebd.).  

Europa, politische Bildung und Schule 

Politische Bildung wird in europäischen Ländern in unterschiedlichen Fächern mit unterschiedlichen 

Konzepten unterrichtet. Sie „hat sich fast überall durch Ausdifferenzierungen aus dem 

Geschichtsunterricht heraus entwickelt – zunächst durch eigene Themen, dann durch eigene Stunden 

gegen Ende der Schulzeit, schließlich – aber längst nicht überall – durch ein eigenes Fach, was aber 

nicht zwingend auch durch eigens dafür ausgebildete Fachlehrer unterrichtet wird.“ (Sander 2011: 

145). Wie politische Bildung in den einzelnen Ländern in der Schule gelehrt wird, d.h. mit welchen 

Inhalten und Schwerpunkten und unter welchen Bedingungen, wird in europäischen 

Vergleichsstudien erhoben, zum Beispiel im Eurydice-Netzwerk.11 Auch internationale 

Vergleichsstudien liefern empirische Erkenntnisse über den europäischen Bildungsraum. Ein Beispiel 

ist die „International Civic and Citizenship Education Study (ICSS)“12, in der untersucht wird, wie gut 

und wodurch junge Menschen auf ihre Rolle als demokratische Staatsbürger*innen vorbereitet sind. 

Untersucht werden u.a. Wissen und Konzepte sowie ihr Verständnis und ihre Einstellungen zu 

Bürger*innenschaft. Außerdem wird erhoben, mit welchen Inhalten politische Bildung in den 

Schulcurricula verankert ist sowie Qualifikation und Erfahrungen von Lehrer*innen im Bereich 

politischer Bildung. An der Studie nehmen Länder aus Europa, Asien und Südamerika teil. 

Die Konzepte Civic Education und Citizenship Education beeinflussten Anfang der 2000er-Jahre das 

deutsche Schulentwicklungsprogramm „Demokratie lernen & leben" (2002-2007)13, das u.a. die 

Demokratisierung von Unterricht und Schulleben zum Ziel hatte, seinerseits den deutschen Ansatz 

zur schulischen Demokratiepädagogik prägte und „dabei auch eine Gleichsetzung von Citizenship 

Education mit demokratiepädagogischen Ansätzen“ bewirkte (Lösch 2009: 852).  

                                                           

11https://eurydice.eacea.ec.europa.eu/ 
12https://www.iea.nl/studies/iea/iccs 
13https://www.blk-demokratie.de/  

https://transfer-politische-bildung.de/transfermaterial/veroeffentlichungen
https://eurydice.eacea.ec.europa.eu/
https://www.iea.nl/studies/iea/iccs
https://www.blk-demokratie.de/


Politische Bildung und Europa 
 

 

 
 
 

9 
Veröffentlicht am 13.09.2023  

auf https://transfer-politische-bildung.de/transfermaterial/veroeffentlichungen 

Durch das Bestreben von EU und Europarat, ein europaweites Verständnis von aktiver und 

demokratischer Bürger*innenschaft zu etablieren, haben sich verschiedene Bildungskonzepte 

entwickelt, um dies durch Bildung zu fördern. Für den Schulkontext sind dabei besonders Konzepte 

von Citizenship Education und Civic Education relevant, die sich u.a. auf das Werk „Demokratie und 

Erziehung“ (1916) von John Dewey beziehen und den Schwerpunkt auf die Zivilgesellschaft und 

deren politisches und zivilgesellschaftliches Engagement für den Erhalt und die Weiterentwicklung 

von Demokratie legen (siehe Grammes/Welniak 2016: 75). Ziel ist es, „politische Bildung stärker 

basis- und lebensnah, niedrigschwellig und praktisch erfahrbar“ (Himmelmann 2004: 2) 

auszugestalten: 

„Politische Bildung soll sich nicht nur auf das kognitive Lernen in der Oberstufe des 
Gymnasiums konzentrieren, sondern auch die Grundschule erreichen können. Es wird eine 
Schwerpunktverlagerung bzw. Öffnung hin zum sozialen Lernen angestrebt und mit dem 
Konzept eines stufentheoretisch angelegten Demokratie-Lernens verbunden. Als Vorbild 
können hier die neueren Ansätze von ‚civic education‘ bzw. von ‚education for democratic 
citizenship‘ oder ‚éducation à la citoyenneté‘ betrachtet werden, wie sie sich seit Mitte der 
90er Jahre in anderen westlichen Ländern (USA, England, Frankreich) entwickelt haben.“ 
(ebd.) 

Bettina Lösch gibt dazu kritisch zu bedenken, dass solche „demokratie-pädagogischen Ansätze […] 

insgesamt stark normativ ausgerichtet“ (ebd.: 853) sind, indem versucht wird, den 

„Demokratiebegriff als fördernden Sympathieträger gegenüber einem engen Politikverständnis 

geltend zu machen“ (ebd.). Dies steht dem Anliegen einer kritischen politischen Bildung gegenüber, 

so Lösch: Diese strebt an, Demokratie oder Politik als leitende Prinzipien zu durchbrechen um einen 

weitgefassten Politikbegriff zu etablieren, der „etwa Fragen von Macht-, Ungleichheits- und 

Herrschaftsverhältnissen – explizit thematisiert […]. Gemeint ist ein Verständnis von Politik, das auf 

Demokratisierung setzt, diese aber nicht als Idealbild oder final zu erreichende Zielperspektive 

versteht. Demokratie ist kein festgezurrter Zustand und keine Tugend, die man erlernen kann“ (Lösch 

2009: 854).  

Im Bereich Schule unterhalten die EU und Europarat ein gemeinsames Förderprogramm: Democratic 

and Inclusive School Culture in Operation (DISCO). Es fördert die Kooperation und Zusammenarbeit 

von Schulen und außerschulischen Organisationen in mindestens drei verschiedenen Ländern. 

Themenschwerpunkte sind Democratic Citizenship Education und Menschenrechtsbildung, um vor 

allem eine demokratische Schulkultur zu stärken. Teilnahmeberechtigt sind staatliche und 

zivilgesellschaftliche Schulen und Organisationen in 50 verschiedenen Ländern.  

Europäische Union 

Die sich ab Anfang der 2000er-Jahre in Deutschland entwickelnde Demokratiepädagogik bezog sich, 

wie beschrieben, auf europäische und internationale Ansätze politischer Bildung. Von Seiten der EU 

wird vor in der Schule allem europapolitische Bildung gefördert, so dargelegt im „Bericht über den 

Erwerb von Kenntnissen über die EU an Schulen“ (Europäisches Parlament 2016) oder in der 

„Empfehlung des Rates zur Förderung gemeinsamer Werte, inklusiver Bildung und der europäischen 

Dimension im Unterricht“ (Rat der Europäischen Union 2018):  

https://transfer-politische-bildung.de/transfermaterial/veroeffentlichungen
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„Das Einbringen einer europäischen Dimension in den Unterricht sollte dazu beitragen, dass 

Lernende europäische Identität in ihrer gesamten Diversität erfahren und ein positives und 

inklusives Zugehörigkeitsgefühl zu Europa entwickeln, das ihre jeweilige lokale, regionale und 

nationale Identität und Tradition ergänzt. Dieser Aspekt ist auch wichtig, um ein besseres 

Verständnis sowohl der Union als auch ihrer Mitgliedstaaten zu fördern.“ (Rat der 

Europäischen Union2018b: 7) 

Hauptbestreben der EU ist demnach, Wissen über die EU und deren Politik durch schulische 

politische Bildung zu fördern, eine positive Grundhaltung gegenüber der EU und 

Zugehörigkeitsgefühl sowie Motivation, sich im Sinne europäischer Werte politisch zu engagieren, zu 

stärken. Auch das EU-Förderprogramm Erasmus+ hat einen Förderbereich zu Schulbildung (2021-

2027). Ziel ist auch hier die Stärkung europäischer Werte, eine inklusivere und nachhaltigere 

Gesellschaft sowie die Vorbereitung auf eine digitale Zukunft. Im Bereich Schulbildung haben 

Schüler*innen, Lehrer*innen und weitere Schulmitarbeiter*innen die Möglichkeit, zu Lern- und 

Austauschzwecken ins Ausland zu gehen. Weitere Förderprogramme sind die Botschafterschulen für 

das Europäische Parlament14 oder die Europäischen Schulen15, deren Ziele es sind, Kinder und 

Jugendliche in ihrer Entwicklung zu Europäer*innen sowie eine europäische und globale Einstellung 

zu fördern. 

Europarat 

Der Europarat hat umfangreiche Informations- und Wissenstools, wie Studien, exemplarische 

Schulbücher, Richtlinien oder Empfehlungen, für die schulische politische Bildung veröffentlicht. 

Mit dem Ziel, Menschenrechte, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit zu fördern, verabschiedete der 

Europarat 2010 die „Europarats-Charta zur Politischen Bildung und Menschenrechtsbildung“. Laut 

Charta soll allen Menschen in Europa „die Möglichkeit zur Politischen Bildung und 

Menschenrechtsbildung geboten werden“ (Europarat 2010: 9). Die Charta ist nicht nur für den 

formalen Bildungsbereich wie Schule gedacht, sondern richtet sich auch an außerschulische, d.h. 

nonformale und informelle Bildung (siehe ebd.: 8). Acht Jahre später veröffentlichte der Europarat 

den „Kompetenzrahmen für eine demokratische Kultur“, der einen wichtigen Impuls für schulische 

politische und demokratische Bildung lieferte. Er soll Bürger*innen eine effiziente Teilnahme an einer 

Kultur der Demokratie ermöglichen und richtet sich vornehmlich an bildungspolitische 

Entscheidungsträger. Begleitend zum Kompetenzrahmen erschien ein sogenanntes Teacher 

Reflection Tool (Reflexionshandbuch für Lehrer*innen). Ziel der Anleitung ist es, unter Bezugnahme 

auf den Kompetenzrahmen, Lehrer*innen dabei zu unterstützen, ihr Professionsethos hinsichtlich 

der Werte von Demokratie, Menschenrechte und Interkulturalität auszubauen, zu reflektieren und zu 

stärken.  

Um die Europarats-Charta zur Politischen Bildung und Menschenrechtsbildung sowie das 

Kompetenzmodell für eine demokratische Kultur in die bildungspolitischen Strukturen und die Praxis 

der einzelnen Mitgliedstaaten zu integrieren und umzusetzen, berief der Europarat 2018 das 

                                                           

14https://youth.europarl.europa.eu/en/more-information/ambassador-school.html 
15https://www.eursc.eu/de/European-Schools/missions 
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Netzwerk Education Policy Advisors Network (EPAN) ein. Es besteht aus bildungspolitischen 

Vertreter*innen aller Mitgliedstaaten. 

Europa, politische Bildung und Youth Work 

Der Stellenwert politischer Bildung im Rahmen von Youth Work wird auf Ebenen der Europäischen 

Union und des Europarats in den letzten Jahren (wieder) verstärkt thematisiert. Youth Work umfasst 

aus deutscher Sicht alle Praxisfelder der nonformalen Jugendarbeit, inklusive Jugendverbandsarbeit 

sowie Jugendsozialarbeit (SGB VIII, §§ 11 bis 13). Andreas Thimmel, Jugendarbeitsforscher mit den 

Schwerpunkten Internationale Jugendarbeit und Jugendarbeit in Europa, beobachtet seit Anfang der 

2000er-Jahre eine Veränderung bei EU und Europarat: Obwohl Jugendpolitik unter die Souveränität 

der einzelnen Länder fällt, entwickelt sich europäische Jugendpolitik zunehmend zur Ressortpolitik, 

d.h., sowohl die EU als auch der Europarat nehmen, über Förderprogramme und Zusammenarbeit 

mit zivilgesellschaftlichen Organisationen und Netzwerken auf europäischer Ebene, Einfluss auf 

Jugendpolitik und gestalten diese aktiv mit (siehe Thimmel 2020: 1223-1224; Thimmel/Ewald 2023). 

Und nicht nur das:  

„Über europäische Dokumente, Diskurse, Netzwerke und Finanzen erhielten Youth Work und 
Youth Policy seit circa 10 Jahren auf der europäischen Ebene eine größere Bedeutung als 
vorher. Seit einigen Jahren ist zudem eine inhaltliche Verschiebung der Zielperspektive 
festzustellen. Die bis dahin dominante Lesart einer Instrumentalisierung europäischer 
Jugendaktivitäten für ökonomische Ziele im Sinne von Employability und individuellem 
Kompetenzerwerbs wird zumindest entschärft, wenn nicht sogar abgelöst durch 
jugendpädagogische Ziele einer eigenständigen Youth Policy und Youth Work im Sinne von 
Empowerment, sozialem Lernen und politischer Bildung. Dies geschieht auch durch Rückgriff 
auf die institutionelle Zusammenarbeit im Jugendbereich zwischen EU-Kommission und 
Europarat im Rahmen der sog. Youth Partnership.“ (Thimmel 2020: 1219-1220) 

Hinzu kommt, dass in Sachen Youth Work nicht nur auf politischer Ebene zusammengearbeitet wird, 

sondern die Anwendergemeinschaft, d.h. die Community of Practice, eine große Rolle in der 

Weiterentwicklung von Jugendarbeit auf nationaler und europäischer Ebene spielt. „Je nach 

Anschauung umfasst diese Community Jugendarbeiter*innen an der Basis und in Leitungs- und 

Fachebenen, Trainer*innen, aber auch Wissenschaftler*innen, Jugendvertretungen und junge 

Menschen“ (Münderlein/Autor 2022: 62). Sowohl die EU als auch der Europarat haben jeweils eine 

Jugendstrategie mit jugendpolitischen Zielen und deren zu erbringende Maßnahmen entwickelt. In 

beiden Strategien werden der Ausbau und die Stärkung demokratisch-politischer Beteiligung (Active 

Citizenship) junger Menschen von den Mitgliedstaaten sowie der aktive Einbezug von 

Jugendorganisationen gefordert. Des Weiteren wird die Wichtigkeit von Jugendarbeit, als 

Ermöglichungsraum von Bildungsprozessen, hervorgehoben und ein finanzieller, struktureller und 

professioneller Ausbau anvisiert.  

Jugendstrategie der Europäischen Union 

2018 legte der Rat der Europäischen Union einen Entwurf zur neuen EU-Jugendstrategie (2019-2027) 

vor. Ziele sind u.a. die Teilhabe von Jugendlichen am demokratischen Leben sowie soziales und 

bürgerschaftliches Engagement. Die Beteiligung junger Menschen soll dabei ein Eckpfeiler der 
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künftigen Zusammenarbeit in der EU-Jugendpolitik sein, indem die jungen Menschen z.B. an der 

Entwicklung, Umsetzung und Evaluierung von sie betreffenden politischen Maßnahmen beteiligt 

sind. Jugendarbeit und Jugendorganisationen werden dabei eine besondere Rolle zugewiesen, da sie 

als „Katalysator für Befähigung dienen: Jugendarbeit bringt jungen Menschen bei ihrem Eintritt ins 

Erwachsenenalter einzigartige Vorteile, denn sie bietet ihnen ein sicheres Umfeld, in dem sie 

Selbstvertrauen und nicht-formale Lernerfahrungen erwerben können“ (Rat der Europäischen Union 

2018a: 5). Kernbereiche der EU-Jugendstrategie sind Beteiligung, Begegnung und Befähigung, 

insgesamt gibt es 11 europäische Jugendziele: (1) die EU mit der Jugend verbinden, (2) Gleichheit 

aller Geschlechter, (3) inklusive Gesellschaften, (4), Information und konstruktiver Dialog, (5) 

psychische Gesundheit und Wohlbefinden, (6) die Landjugend voranbringen, (7) hochwertige 

Beschäftigung für alle, (8) Qualitätslernen, (9) Raum und Teilhabe für alle, (10) nachhaltiges grünes 

Europa und (11) Jugendorganisationen und europäische Programme. Die EU-Jugendstrategie soll in 

allen Mitgliedstaaten im Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeiten umgesetzt werden (siehe ebd.). Es 

gibt politische Impulse, gemeinsame Beschlüsse und Empfehlungen und einen regen Austausch 

zwischen Netzwerken und (Jugend-)Organisationen. Gestützt werden die Aktivitäten der 

Europäischen Union durch die Förderprogramme Erasmus+ Jugend (2021-2027) sowie das Programm 

Europäisches Solidaritätskorps. 

Jugendstrategie des Europarats 

Die aktuelle Strategie des Europarats im Bereich Jugendpolitik zielt darauf ab, „die pluralistische 

Demokratie wiederzubeleben, jungen Menschen Zugang zu ihren Rechten zu gewähren, ein 

Zusammenleben in friedlichen und inklusiven Gesellschaften zu fördern und Jugendarbeit zu stärken, 

während sie sich ihre Flexibilität bewahrt, um auf neue Trends und Herausforderungen unserer 

schnelllebigen Zeit angemessen reagieren zu können“ (Europarat 2020: 5). Der Europarat 

„beschließt, dass folgende Punkte als thematische Prioritäten der Jugendbereich-Strategie des 

Europarates 2030 betrachtet werden und die Arbeit des Bereichs bis 2030 prägen sollen […]“: „die 

Stärkung, Anerkennung und Förderung von Jugendarbeitsmaßnahmen und -praktiken, durch die 

Einbettung von Jugendarbeit in jugendpolitische Rahmen, vor allem durch eine europäische 

Jugendarbeitsagenda und ihre Umsetzung, in enger Zusammenarbeit mit der Europäischen Union“ 

(Europarat 2020: 14; 17). 

Beide Strategien sind sich in ihren Zielsetzungen ähnlich, haben aber teilweise unterschiedliche 

Schwerpunktsetzungen. EU und Europarat sind in Sachen Jugendpolitik in einem regen Austausch. 

Die bereits erwähnte Jugendpartnerschaft zwischen EU und Europarat, die „EU-CoE Youth 

Partnership“16, spielt dabei eine gewichtige Rolle. Die Partnerschaft besteht seit 1998 und hat das 

übergeordnete Ziel, „Synergien zwischen den Prioritäten und Programmen der beiden 

Partnerinstitutionen im Bereich der Jugendpolitik und Youth Work zu fördern. […] Auf der Agenda 

steht nichts Geringeres als die Wiederbelebung der pluralistischen Demokratie, der Zugang junger 

Menschen zu Rechten, das Zusammenleben in friedlichen und integrativen Gesellschaften und die 

Förderung der Jugendarbeit“ (Münderlein/Autor 2022: 58). Grundsätzlich wollen EU und Europarat 

                                                           

16https://pjp-eu.coe.int/en/web/youth-partnership/home 
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mit ihrer Jugendpolitik die politische und gesellschaftliche Teilhabe und Mitbestimmung von jungen 

Menschen fördern, ein wichtiges Instrumentarium für beide ist Youth Work.  

Von Active Citizenship zu Critical Youth Citizenship  

Die Stärkung von Active Citizenship, politischer und demokratischer Teilhabe von jungen Menschen 

sowie die Einhaltung von Menschenrechten und europäischen Werten ist in den letzten Jahren 

vermehrt als Aufgabe von Youth Work reklamiert worden. So fand im Oktober 2018 eine europäische 

Konferenz zum Thema statt: „Speak UP! Step UP! European youth work empowering young people’s 

democratic values & active citizenship. A European conference on the political dimension of 

international youth work in Erasmus+”17. Von 2017 bis 2019 gab es das europäische Netzwerkprojekt 

„Youth for Human Rights (YfHR)“18 (durchgeführt von sieben Nationalen Agenturen des EU-

Programms Erasmus+ JUGEND IN AKTION), das die Themen Menschenrechte und 

Menschenrechtsbildung in der Jugendarbeit sowie in der Aus- und Weiterbildung von Fachkräften 

stärker verankern wollte. Ziel war die Förderung von demokratischen Werten, aktive 

Bürger*innenschaft und ein interkulturelles Verständnis. Yael Ohana, Beraterin der Geschäftsführung 

der Open Society Foundations, veröffentlichte 2020 im Rahmen der dritten Youth Work Convention 

ein Diskussionspapier zur politischen Dimension in der Jugendarbeit (Ohana 2020). Darin werden 

aktuelle Herausforderungen und Fragen aufgegriffen und praktische Empfehlungen für die Förderung 

junger Menschen im Bereich Demokratiebewusstsein und zivilgesellschaftlichen Engagements 

gegeben. Ihr Begriff einer „Critical Youth Citizenship“ hat erheblichen Einfluss auf die politische 

Bildung in der Jugendarbeit in Deutschland.  

Zur Forschungssituation in Bezug auf Europa, Youth Work und politische Bildung fällt das Urteil von 

Andreas Thimmel eher ernüchternd aus: „In den bisherigen Publikationen werden in der Regel nur 

die Situation in den einzelnen Ländern dargestellt und komparative Perspektiven angemahnt, so dass 

höchstens von einer Vorphase vergleichender Youth Work Forschung auf europäischer bzw. 

internationaler Ebene die Rede sein kann. Hier zeigt sich großer Forschungsbedarf im Hinblick auf 

den Anspruch einer vergleichenden Forschung“ (Thimmel 2020: 1219). Interessant sind die Studien 

zu Erasmus+ Jugend, beispielsweise der vergleichende Datenbericht des RAY-Monitorings19, in dem 

die Entwicklung von Erasmus+ Jugend für den gesamten Programmzeitraum (2014-2020) mit 

Indikatoren wie Kompetenzentwicklung, Partizipation und Bürger*innenschaft, lernende 

Organisationen und Gemeinschaften oder Inklusion junger Menschen mit geringeren Chancen 

analysiert werden (vgl. Böhler et al 2021).  

 

 

                                                           

17Konferenzdokumentation siehe www.jugendfuereuropa.de/downloads/4-20-4095/ 
18https://www.jugendfuereuropa.de/ueber-jfe/projekte/youth-for-human-rights/  
19https://www.researchyouth.net/ 
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Europa, politische Bildung und Erwachsenenbildung 

Alle für die Erwachsenenbildung relevanten Dokumente von EU und Europarat haben gemeinsam, 

dass formale, nonformale und informelle Erwachsenenbildung aktive Staatsbürgerschaft, im Sinne 

informierter und politisch-partizipativer Bürger*innen, fördern soll. Die EU möchte zudem die 

Entwicklung einer „europäischen Identität“ durch Bildung stärken. Politische Bildung wird dabei zwar 

nicht explizit genannt, kann aber als ein relevantes Bildungskonzept herausgelesen werden. Wie 

bereits zuvor erwähnt, wurde das Konzept der Aktiven Bürgerschaft (Active Citizenship) und die einer 

europäischen Identität in Zusammenhang mit Bildung bereits im Memorandum über Lebenslanges 

Lernen (Kommission der Europäischen Gemeinschaften 2000) genannt und darüber europaweit 

populär gemacht:  

Die EU hat „über einen Passus im Memorandum zum Lebenslangen Lernen von 2000 
wesentlich dazu beigetragen, die Frage einer ‚European Citizenship‘ in das öffentliche 
Bewusstsein zu rücken und damit auch eine Diskussion um ihre Vermittlung und Aneignung 
anzustoßen. […] Auf der europäischen Ebene wird mit dem Versuch, eine ‚europäische 
Identität‘ zu definieren, die sich in einer ‚European Citizenship‘ spiegelt, die 
nationalstaatliche Zuschreibung von Identität überschritten und erfordert von den Europäern 
neben der nationalen die Entwicklung einer komplementären europäischen Identität“ 
(Zeuner 2018: 669).  

Hintergrund des Konzepts Lebenslangen Lernens und wachsenden Interesses europäischer Politik an 

Erwachsenenbildung war der Wandel vieler europäischer Staaten von Industriegesellschaften zu 

Dienstleistungsgesellschaften. Entworfen wurde deshalb das Bild einer sich neu entwickelnden, 

immer größer werdenden Wissensgesellschaft in Europa, die sich flexibel an sich wandelndes Wissen 

sowie berufliche und gesellschaftliche Anforderungen anpassen muss, auch über nationale Grenzen 

hinweg. „Diese – in Bezug auf ihre Relevanz und Konsequenzen durchaus kontrovers diskutierten 

Gesellschaftsentwürfe – führten international zu Überlegungen, wie Menschen befähigt werden 

könnten, sich dem Wandel anzupassen, aber auch, ihn im eigenen Interesse aktiv und antizipativ zu 

gestalten“ (Zeuner 2018: 662). Christine Zeuner, Erwachsenenbildungsforscherin, zeigt drei 

thematische Dimensionen auf, die EU und Europarat im Bereich der Erwachsenenbildung besonders 

stark fordern und fördern: (1) Lebenslanges Lernen, (2) Schlüsselqualifikationen und Kompetenzen 

sowie (3) Education for Citizenship (vgl. ebd.: 666-669).  

Europäische Union 

2018 kombinierte die EU die drei Dimensionen, indem sie eine Empfehlung „zu 

Schlüsselkompetenzen für lebenslanges Lernen“20 veröffentlichte. Eine der genannten 

Schlüsselkompetenzen ist die sogenannte Bürger*innenkompetenz, die als Fähigkeit definiert wird, 

„als verantwortungsvoller Bürger zu handeln und uneingeschränkt am gesellschaftlichen und sozialen 

Leben teilzunehmen, und zwar auf der Grundlage der Kenntnis gesellschaftlicher, wirtschaftlicher, 

rechtlicher und politischer Konzepte und Strukturen sowie einem Verständnis von globalen 

Entwicklungen und Nachhaltigkeit“ (Europäische Union 2018: 10). Auch in der aktuellen 

                                                           

20https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32018H0604(01)&from=EN 
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Europäischen Agenda für Erwachsenenbildung (2021-2030) wird die Stärkung von Active Citizenship 

als zentrales Ziel genannt. So sollen die Mitgliedstaaten, neben der beruflichen und formalen 

Bildung, auch die nonformale und informelle Erwachsenenbildung fördern. Zudem gehe es auch 

darum, dass durch „Erwachsenenbildung ein Beitrag zu aktiver Bürgerschaft sowie zum Lernen in 

Gemeinschaft geleistet werden [kann]. […] Die Erwachsenenbildung spielt eine entscheidende Rolle, 

wenn es darum geht, auf aktuelle und künftige Herausforderungen und Chancen im Leben und im 

Beruf zu reagieren, wobei dies tragfähige Gemeinschaften entstehen lässt“ (Rat der Europäischen 

Union 2021). Wichtige EU-Förderprogramme sind Erasmus+ Erwachsenenbildung (2021-2027), 

Bürgerinnen und Bürger, Gleichstellung, Rechte und Werte (2021-2027), Europäischer Sozialfonds 

(ESF) Plus (2021-2027) und Citizens, Equality, Rights and Values (CERV) (2021-2027). Übergeordnete 

Ziele der Programme sind u.a. die Förderung der Bürger*innenbeteiligung und der Teilhabe am 

demokratischen Leben der Europäischen Union, Stärkung der politischen Bildung und Werte von 

Freiheit, Toleranz und Nichtdiskriminierung durch Bildung, die Bewältigung wirtschaftlicher und 

sozialer Herausforderungen durch Bildung oder die Förderung zivilgesellschaftlicher Organisationen 

und Akteur*innen. Zudem arbeitet die EU mit der European Association for the Education of Adults 

(EAEA)21 zusammen, ein Zusammenschluss von Trägern der nonformalen Erwachsenenbildung 

unterschiedlicher europäischer Staaten. EAEA vertritt die Interessen der nonformalen 

Erwachsenenbildung in der EU, in Arbeitsgruppen und auf Veranstaltungen. Sie möchte zur 

Professionalisierung und sozialen Inklusion beitragen und generationenübergreifendes Lernen 

stärken – auch im Bereich politischer Bildung.  

Europarat 

Der Europarat ist im Bildungsbereich Erwachsenenbildung nicht sehr aktiv und konzentriert sich eher 

auf schulische Bildung sowie Jugendpolitik und Youth Work, was allerdings auch junge Erwachsene 

einschließt. Weitere Schwerpunkte des Europarats sind Spracherwerb, Integration von (jungen) 

Migrant*innen durch Bildung sowie Ausbildung und Studium.  

Europäisierung der Erwachsenenbildung 

In der empirischen Erwachsenenbildungsforschung zeigt sich eine internationale Orientierung, d.h., 

es werden große internationale und europäische Vergleichsstudien in diesem Bildungsbereich 

gemacht. Ein Grund dafür ist v.a. die immer stärker werdende Relevanz beruflicher 

Erwachsenenbildung/Weiterbildung, die als Mittel für die Ziele einer hohen Beschäftigungsrate und 

Flexibilität am Arbeitsmarkt in der EU gesehen wird. Auch das europäische 

Bildungsinformationsnetzwerk Eurydice forscht dazu; 2015 erschien eine Studie zu allgemeiner und 

beruflicher Erwachsenenbildung in Europa und deren Ausweitung des Zugangs zu Bildungsangeboten 

(vgl. European Education and Culture Executive Agency, Eurydice 2015). Da es in Deutschland nur 

wenige Wissenschaftler*innen gibt, die zu politischer Erwachsenenbildung forschen, sind auch die 

wissenschaftlichen Arbeiten zum europäischen Kontext politischer Erwachsenenbildung 

dementsprechend rar.  

                                                           

21https://eaea.org/ 
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Auf praktischer Ebene ist das europäische Netzwerk DARE22 zu nennen: DARE – Democracy and 

Human Rights Education in Europe. Das Netzwerk besteht aus Mitgliedern aus 19 Ländern und hat 

sich gegründet, um die Anliegen von außerschulischer politischer Bildung und 

Menschenrechtsbildung auf europäischer Ebene besser vertreten zu können. 2012 veröffentlichte 

DARE einen offenen Brief an die europäische Kommission, in dem es die wichtige Rolle von 

politischer Bildung, Menschenrechtsbildung und Demokratiebildung in Europa für den Erhalt der 

Demokratie bestärkte und davor warnte, diese Bildungsthemen zu vernachlässigen. 

Fazit 

Der vorgestellte Überblick erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit, ermöglicht aber einen Einblick 

in wichtige politische Dokumente und Förderprogramme von EU und Europarat, die Einfluss auf 

politische Bildung in Deutschland haben und hatten. Dazu gehören auch Prozesse, in denen 

zivilgesellschaftliche Akteur*innen, Bildungsträger, Verbände und die deutsche Politik die 

Entscheidungen von EU und Europarat beeinflussen und an Themenfokussierung und 

Schwerpunktsetzungen in bildungs- und jugendpolitischen Fragen sowie an der Ausgestaltung von 

Förderprogrammen mitarbeiten, indem sie ihre Expertise einbringen. Diese Bottom-Up-Prozesse 

werden von politischer Seite teils explizit eingerichtet, so der EU-Jugenddialog23, der alle 18 Monate 

stattfindet und zu dem junge Menschen und Jugendorganisationen eingeladen werden.  

Außerdem bringen Fachkräfte und Bildungsträger im Rahmen von EU-/Europarats-

Förderprogrammen politische Bildung als Begriff und Bildungskonzept in den europäischen Diskurs 

ein und verdeutlichen Vertreter*innen europäischer Politik damit die Relevanz von politischer 

Bildung für die praktische pädagogische Arbeit. Umgekehrt beziehen sich viele Antragssteller von 

(politischen) Bildungsprojekten in Deutschland auf EU- und Europarats-Dokumente zur Begründung 

ihres Vorhabens, die so, quasi (in-)direkt, in die konzeptionelle und praktische Bildungsarbeit in 

Deutschland Eingang finden. 

Insgesamt lässt sich jedoch beobachten, dass es vor allem spezialisierte Gruppen in Wissenschaft und 

Praxis sind – häufig aus der internationalen Austausch- und Entwicklungsarbeit ––, die sich mit 

Fragen politischer Bildung auf europäischer Ebene beschäftigen und sich in ihrer Arbeit nicht nur auf 

die EU und den Europarat beziehen, sondern auch eine europäische und internationale 

Zusammenarbeit pflegen und sich in der europäischen Bildungs- und Jugendpolitik engagieren.  

Die wissenschaftliche Forschung zu Einflüssen und Wirkungen von EU und Europarat auf politische 

Bildung in Deutschland ist rar. Es gibt vereinzelte Studien zu systemischen und individuellen 

Wirkungen europäischer Zusammenarbeit sowie von Förderprogrammen, beispielsweise Erasmus+, 

zu spezifischen Themen wie politische Partizipation oder europäische Werte (vgl. Becker 2020 und 

Becker/Eick 2023). Andere Studien finden sich im Bereich der vergleichenden Bildungsforschung, in 

der Regel zum Wissen von Bürger*innen über EU/Europarat und europabezogene (Schul-)Bildung. 

Das bundesweit agierende Netzwerk Forschung Praxis im Dialog – Internationale Jugendarbeit (FPD) 

                                                           

22https://dare-network.eu/ 
23https://youth.europa.eu/strategy/euyouthdialogue_de 
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unterstützt seit 1989 den interdisziplinären und trägerübergreifenden Austausch zwischen 

Wissenschaft und Praxis. In diesem Rahmen hat es etliche Studien initiiert.24 

In vielen EU- und Europarats-Dokumenten oder Förderprogrammen werden Bildungs- und 

Förderziele wie politische Partizipation, Demokratieförderung, europäische Werte etc. genannt, für 

die politische Bildung ein geeigneter „Schlüssel“ ist bzw. sein kann. EU-/Europarats-Fördertöpfe 

werden jedoch häufig nicht ausgeschöpft und sind in Deutschland eine teils ungenutzte Ressource, 

mit der Bildungsträger und -akteur*innen politische Bildungsangebote und -projekte finanzieren und 

realisieren könnten. Ein Grund dafür ist, dass in Deutschland die Debatten um politische Bildung in 

der Regel noch immer national geführt werden. Die Frage, was unter politischer Bildung verstanden 

wird und in welchen pädagogischen Praxisfeldern mit welchem Verständnis von politischer Bildung 

gearbeitet wird, ist eine sehr „deutsche“ Debatte. Ein Blick auf EU und Europarat sowie andere 

europäische Länder ist deshalb unbedingt zu empfehlen und kann sich auf die in Deutschland 

geführten Diskussionen und Forschungsprojekte erfrischend und inspirierend auswirken. Ähnliches 

stellen beispielweise Andreas Thimmel und Dorothea Ewald im Kontext einer zunehmenden 

Europäisierung von Youth Work fest: „Bisher wurde der transnationale Wert von Youth Work in 

einem demokratischen Europa viel zu gering angesehen und auch von den Youth Work 

Organisationen kaum gesehen. Das Aufnehmen und Mitgestalten europäischer Debatten erweist sich 

nicht nur aus fachwissenschaftlicher und fachpolitischer, sondern auch aus fachpraktischer 

Perspektive als lohnenswert. Eine kritisch-reflexive Hinterfragung und Überwindung 

nationalstaatlicher Prägungen professionellen Wissens kann zu neuen Denkansätzen und neuen 

Strukturen und somit zu neuen inhaltlichen, konzeptionellen sowie rahmengebenden Möglichkeiten 

für die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen führen“ (Thimmel/Ewald 2023: 13).  

Neben den bereits erwähnten Netzwerken wie DARE oder NECE arbeiten auch anderen 

Organisationen an solch einer europäischen Vernetzung und Zusammenarbeit, zum Beispiel: Values 

Unite25 (digitale Plattform, die die Professionalisierung von Citizenship Education in Europa stärken 

will), THE CIVICS26 (möchte politische Bildner*innen und Bürger*innen in Europa dabei unterstützen, 

durch politische Bildung demokratische Kompetenzen, Selbstwirksamkeit und Resilienz bei 

Bürger*innen in Europa zu stärken) oder das European Youth Forum27 (Plattform der nationalen 

Jugendvertretungen und internationalen NGO-Jugendorganisationen in Europa bei EU und 

Europarat).  

Zuletzt muss kritisch angemerkt werden, dass im Sinne einer (kritischen) politischen Bildung immer 

auch Europa selbst, dessen Institutionen wie EU und Europarat sowie die sogenannten europäischen 

Werte, hinterfragt und auf den Prüfstand gestellt werden müssen. So wird „Europas Wertebezug […] 

in anderen Teilen der Welt oft als unglaubwürdig empfunden“ (Lösch 2009: 856), beispielsweise 

wenn es um Menschenrechtsverletzungen an geflüchteten Menschen an Europas Grenzen geht oder 

um Waffenlieferungen von EU-Staaten in Kriegsgebiete außerhalb der EU. „Obgleich in der 

                                                           

24Siehe FPD: https://www.forschung-und-praxis-im-dialog.de/  
25https://valuesunite.eu/  
26https://thecivics.eu/  
27https://www.youthforum.org/  
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interkulturellen und antirassistischen Bildungsarbeit viel über den Zusammenhang von Identität, 

Ausschluss und Macht gesprochen wird, fallen [zum Beispiel; hinzugefügt von AB] die Konzepte der 

European Citizenship Education […] hinter diesen Diskussionsstand zurück. Identitätsbildung heißt 

immer die Abgrenzung des Wir gegenüber den Anderen, zieht Diskriminierung, rassistische 

Strukturen und Verhaltensweisen nach sich“ (ebd.), so Lösch. So ist ein Zusammendenken 

europäischer politischer Bildungskonzepte u.a. mit kritischer politischer Bildung, dekolonialer Theorie 

oder Globalem Lernen unabdinglich.  

Alle in diesem Artikel aufgeführten politischen Dokumente und Förderprogramme, wissenschaftliche 

Literatur sowie relevante Organisationen/Netzwerke und viele weitere Informationen sind in Kürze in 

der interaktiven Version der Topografie der Praxis politischer Bildung28 von Transfer für Bildung e.V. 

zu finden. 
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